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Ungarn | 100 Pengö 73,42 weſt⸗Afrika | 
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Il. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Verordnung zur Anderung von Ausführungsvorſchriften 


zum Zolltarifgeſetz und zum Vereinszollgeſetz 


Auf Grund der 88 12, 227 der Reichsabgabenordnung 
wird verordnet: 


Die Verordnung über 


Artikel I 
die Erteilung amtlicher Zoll. 


auskunft vom 7. Januar 1927 (Reichsminiſterialbl. 1927 


S. 5, 1930 S. 36, 368, 


1933 S. 267) wird wie folgt 


geändert: 


le 


LS 


BO 


8 6 (neu) erhält folgenden 


Im 87 (neu) erhält 


6. 


In 8 3 Abſ. 2 iſt ſtatt »(§ 223 a der Reichsabgaben⸗ 
ordnung)« zu ſetzen: 
»(§ 236 der Reichsabgabenordnung) «. 


8 4 fällt fort, §8 5 bis 11 werden §§ 4 bis 10. 
In § 2 Abf. 4 iſt ſtatt „(vgl. $ 10)« zu ſetzen: 


»(ogl. 8 Ye. 
neuen Abſ. 1: 

„(J) Die Zollauskunft bleibt ſo lange in Kraft, 
bis ſie durch Anderung der in ihr angewandten 
Rechtsnorm, durch Verfügung des Landesfinanz⸗ 
amts, das die Zollauskunft erteilt hat, oder im 


Rechtsmittelweg geändert oder aufgehoben worden 


ift.« 
Der bisherige einzige Abſatz wird Abſ. 2. 
Abf. 1 folgende Faſſung: 
„(1) Jede Anderung 
grunde liegenden Entſcheidung wird, wenn ſie nicht 
auf Anderungen öffentlich bekannt gemachter Vor⸗ 
ſchriften beruht, von Amts wegen dem Antrag: 
ſteller unverzüglich mitgeteilt (88 91, 88 bis 90 
der Reichsabgabenordnung) «. 
Im 89 (neu) iſt ſtatt »gemäß 8 9« zu ſetzen »ge⸗ 
mäß § 84. 


Im Muſter zu 82 erhält 


a) die Fußnote 2 zum Antrag folgenden Zuſatz: 

„(88 1 bis 3, 20 und 22 der Gebührenordnung 

für das Soll, Verbrauchſteuer⸗ und Branntwein⸗ 

monopolverfahren vom 22. Mai 1935, Reichs. 

miniſterialbl. S. 519), 

die Ziffer 3 des Fragebogens folgende Faſſung: 

„3. Angabe über 

a) die Beſchaffenheit, 

b) das Herſtellungsland, 

c) den Verwendungszweck der Ware, 

d) die Umſchließungen (innere und äußere), in 
denen die Ware eingeführt werden folle. 


b) 


Artikel II 


Die Taraordnung vom 11. Januar 1906 (Zentralbl. 


für 


439, Reichsminiſterialbl. 1925 S. 1242, 1244, 
S. 368, 1932 S. 496) wird wie 
ie 


IS 


das Deutſche Reich 1906 S. 24l, 250, 1921 S. 185 
19 
folgt geändert: 

8 2 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

„Sie dürfen auf Antrag und auf Koſten der Betei- 
ligten durch geeignete Maßnahmen unter amtlicher 
Aufſicht für ihren eigentlichen Verwendungszweck 
untauglich gemacht und nach Maßgabe ihrer danach 
ſich ergebenden Beſchaffenheit behandelt (verzollt oder 
zollfrei gelaſſen) werden. « 


8 erhält folgenden neuen Abſ. 3: 


»(3) Wie Garniermaterial (Abs. 2) find die in 
Reis“, Kartoffel- o. dgl. Schiffsladungen eingebauten, 
aus je zwei durch Querhölzer verbundenen Brettern 
beſtehenden Luftſchächte (ſogenannte Reis- uſw. Ven⸗ 
tilatoren) zu behandeln. « 


der der Zollauskunft zu⸗ | 


2 
5. 


§ 24 Abſ. 1 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 

„1. in der Anmerkung zu Nr. 190 bezüglich des 
Mineralwaſſers in Gefäßen, die einem Zollſatz 
von mehr als 8 N für 1 dz unterliegen,. 5 


Artikel III 


Die Verordnung über Anmeldung (Deklaration) und 
Nachweis des Herſtellungslandes vom 28. Oktober 1925 
(Neichsminiſterialbl. 1925 ©. 1297, 1930 S. 368, 1934 


S. 88, Neichsgeſetzbl. 


1 1932 S. 101) wird wie folgt 


geändert: 


Ile 


Im Artikel II der 
§ 5 des Zolltarifgeſetzes vom 
miniſterialbl. 1933 S. 70, 298) 
Mengen unter 10 bis 49 g« zu 


Unter Nr. 1 iſt hinter b) einzufügen: 

»e) bei Erzeugniſſen, die nach der Verkehrsauffaſſung 
nicht den Boden- oder Gewerbserzeugniſſen zuge⸗ 
rechnet werden — wie Gegenſtände mit Alter⸗ 
tumswert, Gemälde, graphiſche und plaſtiſche 
Kunſtwerke — das Herkunftsland.« 


In Nr. 3 iſt ſtatt »oder auf Privatkreditlager« zu 
ſetzen »oder zu einem Zollvormerkverfahren (ein 
ſchließlich Privatkreditlager) «. 


Nr. 9 erhält folgende Faſſung: 

„9. Die Urſprungsnachweiſe (Nr. 5) find in deut⸗ 
ſcher Sprache oder in der Sprache des Ausfuhrlandes 
abzufaſſen. Hat die Zollſtelle über den Inhalt fremd⸗ 
ſprachlicher Urſprungsnachweiſe Zweifel, jo kann fie 
von dem Antragſteller eine beglaubigte Uberſetzung 


fordern. « 
Artikel IV 


Verordnung zur Ausführung des 
2. März 1933 (Reichs. 
iſt in Ziffer la ſtatt „für 
ſetzen „für Mengen von 


10 bis 49 g«. 


Die 


Artikel V 
Muſterpaßordnung vom 24. September 1926 


(Reichsminiſterialbl. S. 939) wird wie folgt geändert: 


1 


Die Nummern A 10 und 11 
Faſſung: 

„10. Für den Betrag der auf den Proben und 
Muſtern ruhenden Abgaben iſt bei der zuſtändigen 
Zollkaſſe Sicherheit zu leiſten. Auf Antrag können 
in anderer Weiſe als durch Einzahlung von Geld 
geleiſtete Sicherheiten (88 132 ff. der Reichsabgaben⸗ 
ordnung) einer anderen Zollkaſſe überwiefen werden. 

11. Die Zollſtelle, die den Muſterpaß (vgl. Nr. 4 
Abf. 1) erledigt, hat zu prüfen, ob dieſelben Waren 
vorgeführt ſind, die zur Eingangsabfertigung ge⸗ 
ſtellt wurden. Wenn deswegen Bedenken nicht be⸗ 
ſtehen, beſcheinigt die Jollſtelle die Erledigung auf 
dem Muſterpaſſe. Die Zollkaſſe zahlt die eingezahlte 
Sicherheit aus oder veranlaßt die Freigabe der ſonſt 
geleiſteten Sicherheiten durch die Zollſtelle, bei der 
die Sicherheiten verwahrt werden (vgl. Nr. 10). 

Wenn die Erledigung des Muſterpaſſes innerhalb 
der geſetzten Friſt nicht nachgewieſen wird, werden 
die in anderer Weiſe als durch Einzahlung von 
Geld geleiſteten Sicherheiten verwertet (8 381 der 
Reichsabgabenordnung). Soweit der Verwertungs⸗ 
erlös die geſchuldeten Abgaben überſteigt, iſt er zu 
verwahren. 

Der Abſchnitt A erhält folgende neue Nr. 13: 

„13. Auf Antrag kann innerhalb der Wiederaus⸗ 
fuhrfriſt (vgl. Nr. 4 Abſ. 2) die wiederholte zollfreie 
Einbringung ausländiſcher Warenproben und Muſter 
auf denſelben Muſterpaß geſtattet werden. 


erhalten folgende 


Bei wiederholter Benutzung iſt der Muſterpaß 
der Ausgangs- und Wiedereingangszollſtelle jedesmal 
unter Vorführung der Warenproben und Muſter 
vorzulegen. Die Jollſtelle vermerkt auf dem Muſter⸗ 
paß (am Schluſſe des »Verzeichniſſes der Waren⸗ 
proben und Mufter«) die Nämlichkeit der Waren⸗ 
proben und Muſter und die Unverſehrtheit der 
Nämlichkeitszeichen und beſtätigt den vorübergehen⸗ 
den Ausgang oder den Wiedereingang. Nach dem 
Ermeſſen der Zollſtelle ſind ausländiſche Nämlich⸗ 
keitszeichen durch inländiſche zu ergänzen. 

Die wiederholte Benutzung des Muſterpaſſes kann 
auch dann zugelaſſen werden, wenn beim vorläufigen 
Ausgang oder beim Wiedereingang nicht alle in dem 
Muſterpaß verzeichneten Warenproben und Muſter 
vorgeführt werden. Die fehlenden Stücke ſind beim 
Ausgang mit doppelter Anmeldung zur Verzollung 
anzumelden und zu verzollen. Die Zollſtelle hat 
die beim Ausgang oder Wiedereingang fehlenden 
Stücke im Verzeichnis der Warenproben und Muſter 
im Muſterpaß rot abzuſetzen und die Berichtigung 
ſowie eine etwaige Verzollung, dieſe unter Angabe 
der Verbuchungsſtelle und des entrichteten Abgaben 
betrages in Buchſtaben, zu beſcheinigen. Eine Aus⸗ 


fertigung des Zollpapiers iſt dem Muſterpaß⸗ 
Ausfertigungsamt zu überſenden. Sicherheiten 


bleiben bis zur endgültigen Erledigung des Muſter⸗ 

paſſes beſtehen. Muſterpäſſe, die durch Berichtigun⸗ 

gen in ihrem weſentlichen Inhalt verändert oder 
unüberſichtlich werden würden, ſind endgültig zu 
erledigen. 

Vorübergehender Ausgang und 
find in das Muſterpaß⸗Ausfertigungs⸗ 
gungsbuch nicht einzutragen. « 

3. Die Nummern 13 bis 17 des Abſchnitts B werden 

Nummern 14 bis 18. 

4. In den Muſtern treten folgende Anderungen ein: 

Im Muſter 2 Seite 3 Spalten 4 und 5 und im 
Muſter 3 Seite 2 Spalte 6 iſt ſtatt »Pf« zu ſetzen 
% 

im Muſter 2 iſt auf den Seiten 1 und 4, im 
Muſter 5 iſt auf Seite 1 ſtatt »(Stempel)« zu 
ſetzen »(Dienſtſtempel) «; 

im Muſter 3 Seite 2 iſt in der Überſchrift zu den 
Spalten 10 und 11 ſtatt »perrechnet« zu ſetzen 
gebucht a/ 

in den Muſtern 3 und 4 je Seite 2 iſt in der Über- 
ſchrift zu der Spalte 12 ſtatt „Bemerkungen« zu 
ſetzen »Vermerke«. 


Wiedereingang 
und Erledi⸗ 


Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt am 1. März 1936 in Kraft. 
Berlin, den 20. Februar 1936 


Der Reichsminifter der Finanzen 
Im Auftrage: Jahr 


Zuſatzverfügung 
dn ein eee. I und II der 
8 00 für die Zollabfertigung und eine Handausgabe 
dung geliefert werden, in denen die vor⸗ 
hende Verordnung berückſichtigt ist, iſt eine Berichtigung 


er P 5 24. 1 1 
erforderlich. im Gebrauch befindlichen Anleitung nicht 


5) - 
2. Die Mu 
Ruſterpaßordnun 
we ple 15 = 
beſond Bormerkſcheine und Nämlichkeitsſcheine in einen 
115 eren Teil II B der Anleitung für die Zollabferti⸗ 
gung aufgenommen werden. 


wird zuſammen mit der 
Beſtimmungen über Ein⸗ 


- 


3. Von den bisher im Teil II der Anleitung für die 
Zollabfertigung enthaltenen Beſtimmungen werden in 
den Teil IT A nicht wieder aufgenommen werden 

a) die Taraordnung, die mit einem Verzeichnis der 

handelsüblichen Umſchließungen als Handausgabe 
here usgegeben wird, 

b) die Nummern 9 und 10, die inhaltlich im Reiſe⸗ 

Merkblatt enthalten find. 

Neu aufgenommen wird in Teil II A das Verzeichnis 

der meiſtbegünſtigten Länder. 


RIM. vom 20. Februar 1930 

ee ee en u 
2 1251, 1411, 1420, 1422, 1426, 1431 
Ausfuhrzölle. Verordnung über Zolländerungen vom 
16. Juni 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 304) § 1 Ziffer 2 
Abſ. 2 unter b). — Nur ſolche Koſten für die Auf⸗ 
arbeitung gebrauchter Maſchinen können eine Befreiung 
vom Ausfuhrzoll begründen, die nach der im Deutſchen 
Reichsanzeiger Nr. 140 vom 17. Juni 1932 erfolgten 
Bekanntgabe der Verordnung über Zolländerungen dom 

16. Juni 1932 entſtanden ſind. 

Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 
vom 22. Januar 1936 — IV. Al 20/35 U 


Aus den Gründen: 


Der Beſchwerdeführer iſt zur Zahlung von 860 . A 
Ausfuhrzoll für eine am 2. Auguſt 1932 zur Ausfuhr 
geſtellte gebrauchte Umrollmaſchine für Papierherſtellung 
der Tarifnr. 906 D im Eigengewicht von 8 600 kg heran- 
gezogen worden, obwohl bei der Abfertigung anerkannt 
worden war, daß infolge der nachgewieſenen Auf⸗ 
arbeitungskoſten nach § 1 Ziffer 2 der Verordnung über 
Zolländerungen vom 16. Juni 1932 fein Ausfuhrzoll zu 
erheben ſei. Das von ihm eingelegte Rechtsmittel der 
Anfechtung iſt zurückgewieſen worden. Mit der Rechts⸗ 
beſchwerde begehrt er die Aufhebung dieſer Entſcheidung 
und macht geltend: Wenn die Zollbeamten infolge eines 
Verſehens die Maſchine ausfuhrzollfrei abgelaſſen hätten, 
ſo trage er daran keine Schuld und konne dafür nicht 
nachträglich verantwortlich gemacht werden, weil er die 
Beamten über den Sachverhalt genügend aufgeklärt habe. 
Der Ausfuhrzoll ſei auch verjährt, weil ihm gegenüber 
keine Unterbrechungshandlung vorgenommen worden fel. 
Schließlich ergäben die von ihm errechneten Auf⸗ 
arbeitungskoſten den zur Befreiung vom Ausfuhrzoll er- 
forderlichen Betrag von 1290 K mindeſtens dann, 
wenn noch zwei weitere Rechnungen bon 95 Nel für 
Neumaterial und 25 AM für Arbeitslohn berückſichtigt 
würden. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt unbegründet. 

Nach § 223 der Reichsabgabenordnung kann Ausfuhr⸗ 
zoll bis zum Eintritt der Verjährung jederzeit nachgefor- 
dert werden. Die in § 222 der Reichsabgabenordnung 
enthaltenen Einſchränkungen für eine Berichtigungsveran- 
lagung, auf die ſich der Beſchwerdeführer beruft, finden 
auf Ausfuhrzölle keine Anwendung, weil für dieſe die ein⸗ 
jährige Verjährungsfriſt gilt (§ 144 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung; § 1 der Ausfuhrzollordnung, Neichsminiſterial⸗ 
blatt 1932 S. 129). Oer nachgeforderte Ausfuhrzoll iſt 
auch noch nicht verjährt; denn die Feſtſtellung der Vor. 
inſtanz, daß außer durch den Erlaß des Steuerbeſcheids 
im Jahre 1934 auch im Jahre 1933 die Verjährung 
unterbrochen worden ſei, iſt nach dem Inhalt der Akten 
zutreffend. Das für den Steuerfall zuſtändige Haupt: 
zollamt hat nämlich am 29. Auguſt 1933 die Aufſtellung 
der Abgabenberechnung, alſo des Ausfuhrzolls verfügt, 
und darin liegt eine Handlung, die zur Unterbrechung der 
Verjährung geeignet iſt ($ 147 der Reichsabgabenord⸗ 
nung). Daß der Beſchwerdeführer ſelbſt von dieſer 
Unterbrechungshandlung Kenntnis erlangt hat, iſt nicht nötig. 


Ob die Aufarbeitungskoſten im vorliegenden Fall den 
Betrag von 1 290 RM erreicht haben oder nicht, kann 
dahingeſtellt bleiben, weil vor der Bekanntgabe der Ver⸗ 
ordnung über Zolländerungen vom 16. Juni ER Br 
wachſene Koſten dieſer Art aus folgenden Gründen nicht 
zu berückſichtigen ſind. 


Mit der Einführung eines Ausfuhrzolls von 800 . 
für 1 dz für gebrauchte Maſchinen und Maſchinenteile 
durch 8 2 der Verordnung über Zolländerungen vom 
18. März 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 153) ſollte verhindert 
werden, daß in Deutſchland anſäſſige Induſtrieunterneh⸗ 
mungen ganz oder teilweiſe nach dem Ausland abwanter- 
ten und mit gebrauchten deutſchen Maſchinen Wett⸗ 
bewerbsbetriebe im Ausland errichtet wurden; denn da⸗ 
durch wäre die damals beſtehende große Arbeitsloſigkeit 
in Deutſchland noch erhöht und die deutſche Volkswirt⸗ 
ſchaft dauernd geſchädigt worden. Der hohe Ausfuhrzoll 


hatte aber gleichzeitig die unerwünſchte Folge, daß den 


mit der Aufarbeitung gebrauchter Maſchinen beſchaftigten 
Induſtrie- und Gewerbezweigen in erheblichem Umfang 
Arbeitsmöglichkeiten entzogen wurden und ſo in dieſem 
Wirtſchaftszweig die Arbeitsloſigkeit vermehrt wurde. Da 
die Herabſetzung des Ausfuhrzolls für gewiſſe Arten ge- 
brauchter Maſchinen durch die Verordnung über Soll 
änderungen vom 26. April 1932 (Neichsgeſetzbl. I S. 183) 
dieſen Übelſtand nicht ausreichend zu beheben vermochte, 
ſollte nach der Auskunft des Reichsminiſters der Finan⸗ 
zen, der dem Verfahren beigetreten iſt, Abhilfe durch die 
Beſtimmung in § 1 Ziffer 2 Abſ. 2 unter b der Verord⸗ 
nung über Zolländerungen vom 16. Juni 1932 (Reichs. 
geſetzbl. 1 S. 304) über die Befreiung vom Ausfuhrzoil 
bei Aufwendung von Aufarbeitungskoſten in gewiſſer Höhe 
geſchaffen werden. Dieſe Beſtimmung bezweckt alſo, wie 
der Reichsminiſter der Finanzen ausführt, »in erſter 
Linie, im Intereſſe der Behebung der Arbeitsloſigkeit den 
Reparaturbetrieben für das Auslandsgeſchäft Aufträge 
und damit Arbeitsmöglichkeiten zuzuführen. Daneben 
ſollte durch dieſe Beſtimmung erreicht werden, daß nur 
ordnungsmäßig aufgearbeitete Maſchinen ins Ausland 
gingen, die den Ruf des deutſchen Maſchinenbaus nicht 
gefährdeten, und daß für dieſe Maſchinen angemeſſene 
Kaufpreiſe, keine Schleuderpreiſe, gezahlt wurden«. Da 
in der Verordnung über Zolländerungen vom 16. Juni 
1932 der faſt jede Ausfuhr von gebrauchten Maſchinen 
verhindernde Zollſatz von 800 RAM für 1 dz aufrecht⸗ 
erhalten wird, wenn die Ausfuhr gebrauchter Maſchinen 
jeder Art »aus Anlaß der Verbringung einer ganzen 
Fabrikationsausrüſtung oder eines weſentlichen Teils 
einer ſolchen ins Ausland« erfolgt, fo geht daraus her⸗ 
vor, daß nach wie vor durch den Ausfuhrzoll die Errich- 
tung (oder Erweiterung) von Wettbewerbsbetrieben im 
Ausland mit gebrauchten deutſchen Maſchinen möͤglichſt 
verhindert werden ſoll, auch wenn dies andere Nachteile, 
wie z. B. den Ausfall von Oeviſen, die ſonſt beim Ver⸗ 


kauf ins Ausland anfallen könnten, zur Folge hat. Dar⸗ 


80 


aus folgt, daß alle Beſtimmungen, welche die prohibitive 
Wirkung des Maſchinenausfuhrzolls auflockern, eng aus⸗ 
zulegen ſind, und deshalb darf auch die Beſtimmung in 
§ 1 Ziffer 2 Abſ. 2 unter b der Verordnung über Zoll⸗ 
änderungen vom 16. Juni 1932 über die Befreiung vom 
Ausfuhrzoll bei Aufwendung von Aufarbeitungskoſten 
nicht weiter ausgedehnt werden, als der Zweck, der fuͤr 
dieſe Beſtimmung in erſter Linie maßgebend war, er- 
fordert. Dieſer Zweck aber war, für die Zukunft 
Arbeit zu beſchaffen, und deshalb können nur ſolche Auf- 
arbeitungskoſten eine Befreiung vom Ausfuhrzoll be⸗ 
gründen, die nach der Bekanntgabe der genannten Ber 
ordnung, die erſtmalig im Deutſchen Reichsanzeiger 
Nr. 140 vom 17. Juni 1932 erfolgt ift, entſtanden ſind. 
Die Aufarbeitungskoſten, die auf die vom Beſchwerde⸗ 
führer ausgeführte Maſchine verwandt worden ſind, ſind 
aber lange vor dieſem Zeitpunkt erwachſen. 


2 1407 — 483 II 


Amtliche Zollauskünfte 
(Sonderabdrucke werden nach Ablauf des Vierteljahres geliefert) 


Auskunft 1/36 


Tarifnr. 407B. Hemden- und Pyjamaſeiden, Zollſatz 
2 050 RM für 1 dz 


Die als Hemden und Pyjamaſeiden bezeichneten Pro⸗ 
ben ſind Abſchnitte von dichten, taftbindigen, bunt ge⸗ 
webten Geweben für Hemden und Schlafanzüge. Sie be- 
ſtehen ganz aus Seide des Maulbeerſpinners, und zwar 
in der Kette aus einmal gezwirnter Florettſeide, im 
Schuß aus ſtark gedrehten Grezefäden. Kreppgewebe 
liegen nicht vor. Das Geviertmetergewicht beträgt mehr 
als 35 g. Die Waren ſind als ungemuſterte, weder 
moirierte noch gaufrierte Gewebe ganz aus natürlicher 
Seide nach Tarifnr. 407 B zollpflichtig. Sie unterliegen, 
da ſie nach der Allgemeinen Anmerkung 2 zu Ziffer 1 
bis 10 (Abſ. 1 Satz 1) beim Stichwort »Gewebe« im 
Warenverzeichnis wie gefärbte Gewebe zu behandeln 
find, dem für dieſe geltenden Zollſatz von 2050 N für 
1 dz (WV. Stichworte »Gewebe« Ziffer If, 1b Abſ. 2 
und Allgemeine Anmerkung 5 zu Ziffer 1 bis 10 ſowie 
»Geſpinſtwaren« Anmerkung 13, Anleitung für die Joll⸗ 
abfertigung Teil III 106, 110b und 111). Herſtel⸗ 
lungsland: Japan [Berlin]. 


21400 — 249 II 


Aufhebung einer Zollauskunft 
Die Zollauskunft 278/09 über »Nohe Krebsſchalen 
(Bruſtpanzer) « — Tarifnr. 156 —, abgedruckt im Nach 
richtenblatt für die Zollſtellen von 1909 auf Seite 131, 
iſt aufgehoben worden. 


NEM, vom 19. Februar 1936 — Z 1400 — 319 II 


III. Verbrauchsabgaben 


S. Branntweinmonopol 
Berichtigung 


In der Bekanntmachung (Reichszollbl. 1936 S. 8) über 
Abänderung der »Techniſchen Beſtimmungen⸗ (T. B.) zu 
den Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz über das 
Branntweinmonopol vom 8. April 1925 (Zentr. Bl. f. d. 


Verlag des Reichsverlagsamts 


. 
1 


Deutſche Reich, S. 707) fallen die Angaben unter Nr. 15 
über Abänderung des 8 35 Abſchn. II, Abſ. 2, fort. 


Neichsmonopolverwaltung für Branntwein 
Reichs monopolamt 


Nebelung 
V 7010 B 1 439 HI 


Berlin NW AO, Schamberitftr. 4. — Gedruckt in der Reichsdruckerel, Berlin. 


